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Im Halbstundentakt durchs Rheintal 
Der öffentliche Verkehr von Sargans nach St. Gallen wird deutlich ausgebaut, genauso wie die grenzüberschreitenden Liemobil-Linien.  

Valeska Blank 
 
Mit den öffentlichen Verkehrs-
mitteln von Liechtenstein nach 
St. Gallen zu reisen, war bisher 
wenig attraktiv. Der Grund: Die 
Züge, beispielsweise von Buchs 
aus, verkehren nur einmal pro 
Stunde. Damit sich das ändert, 
wird seit Herbst 2022 kräftig 
am Doppelspurausbau gearbei-
tet. Die ÖV-Passagiere können 
ab Dezember 2024, pünktlich 
zum alljährlichen Fahrplan-
wechsel, vom Ergebnis profitie-
ren: Der Fernverkehr auf der 
Rheintalachse Sargans–Buchs– 
St. Gallen fährt ab dann im 
Halbstundentakt. Als Schlag-
wort haben die Verantwortli-
chen den Mundartbegriff «all-
pott» gewählt. Er soll sinnbild-
lich dafür stehen, dass «häufig, 
oft, immer wieder» ein Zug 
oder Bus zur Verfügung steht.  

«Entschärfung der Lage  
auf den Rheinbrücken» 
Konkret heisst das: Der Interre-
gio 13 (Zürich–St. Gallen–Chur) 
der SBB verkehrt weiterhin ein-
mal pro Stunde. Ergänzt wird 
das Angebot aber neu durch ei-
nen zweiten stündlichen Zug – 
den Alpenrhein-Express, der 
von St. Gallen bis Chur fährt. 
Betrieben wird letzterer von der 
Schweizerischen Südostbahn 
(SOB). «Zusammen bilden sie 
den lang ersehnten Halbstun-
dentakt auf der Rheintallinie», 
hiess es gestern in einer Medi-

enorientierung in Heerbrugg 
mit Vertretern aus der Schweiz 
und Vorarlberg. Ebenfalls Teil 
des Zugangebots ist die stündli-
che S4 (Sargans–St. Gallen) und 
der zweistündlich verkehrende 
Railjet (Zürich-Sargans-Buchs- 
Feldkirch-Wien). 
Von Liechtensteiner Seite 
nahm Regierungsrätin Graziella 
Marok-Wachter an der Infor-
mationsveranstaltung teil. Sie 
betonte die Bedeutung der län-

derübergreifenden Zusammen-
arbeit: «Denn der öffentliche 
Verkehr macht an den Grenzen 
nicht halt – und gerade auf un-
seren über lasteten Rheinbrü-
cken bringt ein attraktiver ÖV 
eine Entschärfung der Ver-
kehrssituation.»  

«Den Halbstundentakt  
in die Dörfer bringen» 
Doch nicht nur das Bahn-, son-
dern auch das Busangebot im 

Rheintal wird deutlich ausge-
baut. Der Grund ist nahelie-
gend: Die Busse übernehmen 
die zentrale Funktion, die Pas-
sagiere zur Schiene – oder von 
der Schiene zu ihrer Endsta-
tion – zu bringen.  

So baut auch das liechten-
steinische Busunternehmen 
Liemobil das Angebot zum 
Fahr planwechsel im Dezember 
aus, um den neuen Halbstun-
dentakt der Züge «in die Dörfer 

zu bringen», wie es in der gest-
rigen Medienorientierung hiess. 
Optimiert werden darum die 
Verbindungen zwischen Liech -
ten stein und Werdenberg, teils 
mit neuen Linienführungen  
(s. Box). Sie werden auf das 
neue Zugangebot abgestimmt.  

Letztlich verfolgen alle in-
volvierten Transportbetriebe 
dasselbe Ziel – noch mehr Men-
schen dazu zu bewegen, auf 
den öffentlichen Verkehr umzu-

steigen. Im Rheintal bestehe 
diesbezüglich noch «Steige-
rungspotenzial». Auch einge-
fleischte ÖV-Muffel sollen mo-
tiviert werden: «Wir machen 
auch denjenigen Menschen ein 
attraktives Angebot, welche 
den ÖV bislang nicht als Mobi-
litätsoption in Betracht gezogen 
haben», sagt Sigvard Wohl-
wend, Kommunikationsleiter 
und Geschäftsleitungsmitglied 
bei Liemobil. 

Die Busverbindungen zwischen Liechtenstein und der Schweiz werden optimiert. Bild: Liemobil

Die Änderungen bei den 
Linien der Liemobil 

So werden die grenzüber-
schreitenden Verbindungen der 
Liechtensteiner Busse zum 
Fahrplanwechsel am 15. De-
zember 2024 hin optimiert:  
● Die Linie 12 von Schaan nach 
Buchs fährt neu weiter nach 
Grabs und Gams. Fahrten am 
Morgen und am Abend begin-
nen resp. enden in Vaduz.  
● Die Linie 24 verkehrt von Se-
velen ab dem Fahrplanwechsel 
weiter nach Räfis und Buchs bis 
zum Bahnhof Buchs. Sie ver-
kehrt morgens und abends. 
● Die Linie 37 fährt von Bendern 
über Ruggell zum Bahnhof Sa-
lez-Sennwald und weiter bis 
Sennwald Post. Verkehrszeiten: 
morgens und abends. Die Teil-
strecke Nendeln-Bendern wird 
nicht mehr bedient. (vb) 

Kein Geld ohne Entflechtung: FL-Initiative zur Trennung  
von Kirche und Staat überspringe einen wichtigen Schritt 
Die Freie Liste gehe einen Schritt zu weit, findet die Regierung. Zuerst müsse die Entflechtung der Vermögensverhältnisse geklärt werden. 

Die Freie Liste will mittels einer 
parlamentarischen Initiative 
die Trennung von Kirche und 
Staat vorantreiben. Sie orien-
tiert sich dabei einerseits an der 
geplanten Änderung des Reli-
gionsgemeinschaftengesetzes, 
geht aber in einigen Punkten 
deutlich weiter. Demnach wür-
de die römisch-katholische Kir-
che ihre Sonderstellung als 
Landeskirche verlieren. Staat-
lich anerkannte Religionsge-
meinschaften würden zudem 
eine Mandatssteuer erhalten.  

Ebendiese bereitet der Re-
gierung Bauchweh. Sie meldet 
im Rahmen der Vorprüfung 
verfassungsrechtliche Beden-
ken und empfiehlt dem Land-
tag, nicht auf die Initiative ein-
zutreten. Die Absicht der Freien 
Liste könnte in Widerspruch 
zur sogenannten «Kirchenguts-
garantie» geraten.  

Die von der Freien Liste vor-
geschlagene Mandatssteuer 
würden alle bisherigen finan-
ziellen Leistungspflichten von 
Land und Gemeinden ersetzen. 
Allerdings erhalten die Religi-
onsgemeinschaften die Man-
datssteuer nach dem Ansinnen 
der Freien Liste nur, sofern 
«eine vermögens- und anstel-
lungsrechtliche Klärung des 
Verhältnisses von Staat und 
staatlich anerkannter Religi-

onsgemeinschaft auf Gemein-
deebene stattgefunden hat».  

Betroffen ist davon in erster 
Linie die römisch-katholische 
Kirche: Denn bekanntermassen 
ist eine Entflechtung noch nicht 
in allen Gemeinden erreicht. 
Konkret würde dies bedeuten, 
dass die Kirche somit keine 
oder nur eine verringerte Man-
datssteuer erhält. Ein derarti-
ger entschädigungsloser Weg-
fall bisheriger Leistungen wür-
de gemäss Regierung einen 
Eingriff in den weiten Schutz-
bereich von Artikel 38 der Ver-
fassung darstellen. Für einen 
solchen Schritt fehlt aus ihrer 
Sicht das überwiegende öffent-
liche Interesse. 

Bei zu rabiatem Vorgehen 
scheitert Entflechtung 
Die Verantwortlichen – derzeit 
ist die Nachfolge im Erzbistum 
Vaduz noch nicht geklärt – 
müssten also bis zum geplanten 
Inkrafttreten Anfang 2026 eine 
Lösung finden, um weiterhin 
Geld vom Staat zu erhalten. Mit 
Blick auf die Vergangenheit be-
zweifelt die Regierung, dass 
eine Einigung in dieser Zeit 
möglich ist. «Vielmehr beinhal-
tet diese Regelung einen indi-
rekten finanziellen und zeitli-
chen Zwang», stellt sie in der 
Vorprüfung fest. Das sei nicht 

förderlich, denn solche Ver-
handlungen würden viel Fin-
gerspitzengefühl erfordern, wie 

die Vergangenheit gezeigt 
habe. «Es ist zudem zweifel-
haft, ob solche Lösungen, die 

unter Zeit- und Finanzdruck zu-
stande kämen, auch wirklich 
von allen Beteiligten dauerhaft 

mitgetragen würden», schreibt 
die Regierung weiter. «Sie 
würden wohl für die Zukunft 
grosses Konfliktpotenzial ber-
gen.» 

Erst Gleichbehandlung, 
dann Entflechtung 
Eine Mandatssteuer wäre ein 
völlig neues Finanzierungssys-
tem für Religionsgemeinschaf-
ten in Liechtenstein. Aus Sicht 
der Regierung springt die Freie 
Liste damit aber ein paar Felder 
vor: Zuerst müssten bestehen-
de Ungleichheiten zwischen 
den Religionsgemeinschaften 
behoben werden, wie es die Re-
gierung mit dem neuen Gesetz 
vorsieht. Es würden sozusagen 
die Beziehungen zwischen 
Staat und Religion neu geord-
net. Als nächsten logischen 
Schritt sieht die Regierung die 
Entflechtung auf Gemeinde-
ebene als Bedingung für ein 
neues Finanzierungssystem als 
dritten Schritt. «Mit der Initia-
tive wird vorgeschlagen, den  
erwähnten ersten und dritten 
Schritt gleichzeitig umzuset-
zen, ohne dass jedoch Klar- 
heit darüber besteht, ob eine 
Lösung für den zweiten Schritt 
gefunden werden kann», fasst 
die Regierung zusammen.  
 
Daniela Fritz

Unter finanziellem Zwang und Zeitdruck werde eine Entflechtung von Kirche und Staat noch schwieriger, 
warnt die Regierung. Bild: Nils Vollmar


